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1. Das Urteil

Dem Entscheid lag folgender Sachverhalt
zugrunde:
Im Rahmen der Versteigerung zweier
landwirtschaftlicher Grundstücke im
Zwangsverwertungsverfahren wurde der
zulässige Höchstpreis eines Grundstückes
durch die zuständige Behörde mit Fr.
1’444’300.– festgelegt.

Es lagen anlässlich der Versteigerung 14
Angebote über diesen Höchstpreis vor. Da-
von entfielen 9 auf einfache Gesellschaften
und fünf auf Einzelpersonen. 6 der einfa-
chen Gesellschaften waren aus wirtschaft-
licher Sicht und aufgrund der Zweckbe-
stimmung identisch. Tatsächlich erhielt bei
der Losziehung nach Art 68BGBB eine die-
ser 6 einfachen Gesellschaften den Zu-
schlag. Mitbewerber führten hierauf unter
Hinweis auf Art. 230 OR bei der kantona-
len Aufsichtsbehörde mit Erfolg Beschwer-
de gegen den Zuschlag an diese einfache
Gesellschaft. Hiergegen erhoben die Ge-
sellschafter ihrerseits Beschwerde ans
Bundesgericht.

Art. 230 OR sieht vor, dass eine Verstei-
gerung innert 10 Tagen von jedermann,
der ein Interesse hat, angefochten werden
kann, wenn in rechtswidriger oder gegen
die guten Sitten verstossender Weise auf
den Erfolg der Versteigerung eingewirkt
worden ist.

Im Einklang mit der Vorinstanz stellte

Mit einem unveröffentlichten Entscheid vom 20. Mai 1998 hat sich das Bundesgericht zur Fra-
ge der Chancengleichheit bei einer Versteigerung landwirtschaftlicher Grundstücke geäus-
sert, wenn es zur Losziehung kommt, weil der von der Bewilligungsbehörde festgelegte
«zulässige Preis» mehrmals geboten wird (Art. 68 BGBB). In der Zwischenzeit hat der Ge-
setzgeber das Gesetz geändert.
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Jetzt wird die Losziehung bei der Zwangsverwertung

von landwirtschaftlichen Gewerben und Grundstücken abgeschafft

Durchführung. In jedem Fall dürften die-
jenigen Bedingungen nicht verändert wer-
den, welche erfüllt sein müssen, damit der
Wettbewerb unter den konkreten Umstän-
den funktioniert.

In der Folge wurde relativ kategorisch
und unter Hinweis auf Art. 611 ZGB, wel-
cher die Losziehung im Rahmen der Erb-
teilung regelt, festgehalten, dass jedem
Steigerungsteilnehmer nur eine Chance
zustehe, den Zuschlag in der Versteige-
rung zu erhalten, weshalb das Vorgehen
der Beschwerdeführer gegen die guten
Sitten im Sinne von Art. 230 OR verstosse.

2. Kritik

Der Entscheid des Bundesgerichtes ist in
zweierlei Hinsicht nicht ohne weiteres
nachvollziehbar. 

Das Versteigerungsverfahren macht
sich das marktwirtschaftliche Prinzip
«Wettbewerb» zunutze, indem es eine
Preisbildung durch das Zusammentreffen
von sich konkurrenzierenden Angeboten
ermöglicht1. Art. 230 OR schützt denn
auch den Wettbewerb in diesem engen
Sinne, d.h. einzig mit dem Zweck, die freie
Preisbildung im Rahmen eines Versteige-

das Bundesgericht fest, dass das Vorgehen
der Beschwerdeführer nicht rechtswidrig
gewesen sei. Die gemeinschaftliche Teil-
nahme an der Versteigerung sei erlaubt
und verstosse nicht gegen die geltende
Rechtsordnung. 

Das Bundesgericht führt zu Art. 230 OR
weiter aus, dass diese Bestimmung die
Versteigerungsteilnehmer vor einer er-
heblichen Verfälschung des Steigerungs-
wettbewerbs schütze, wenn unlauter, täu-
schend oder sonstwie gegen Treu und
Glauben der Wettbewerb beeinflusst wer-
de. Der Angriff gegen den Wettbewerb
richte sich dabei gegen dessen Bestand
oder gegen die Art und Weise seiner
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rungsverfahrens zu gewährleisten. Als un-
zulässige Einwirkungen gelten deshalb et-
wa Scheingebote und Simulationsverein-
barungen.

Bei einer Versteigerung mit Festsetzung
eines Maximalpreises gestützt auf Art. 68
BGBB wird das ansonsten durch die Ver-
steigerung erzielte Wettbewerbsergebnis,
der «Preis», von vornherein durch eine
staatliche Stelle festgelegt. Somit ist
grundsätzlich fraglich, ob Art. 230 OR in
diesem Zusammenhang überhaupt noch
anwendbar ist, weil der Normzweck von
vornherein durch ein anderes Preisbil-
dungsverfahren «vereitelt» wird. Die An-
wendung von Artikel 68 BGBB führt des-
halb dazu, dass dort, wo der Höchstpreis
von landwirtschaftlichen Grundstücken
mehrmals geboten wird, keine eigentliche
Versteigerung mehr durchgeführt werden
kann, sondern vielmehr Verlosungen un-
ter verschiedenen Parteien stattfinden,
welche bereit sind, eben diesen Höchst-
preis zu bezahlen. Es wäre alsdann Sache
der Konkursverwaltung, die Einzelheiten
dieser «Verlosung» im Rahmen der Stei-
gerungsbedingungen festzulegen. Fehlen
solche Bestimmungen, so darf eine im
Rahmen der Rechtsordnung zugelassene
Teilnahme am Versteigerungsverfahren
nicht als sittenwidrig bezeichnet werden.
Letztendlich ist es auch bei Erhöhung der
Gewinnchancen dem Zufall überlassen,
wer am Ende der Verlosung den Zuschlag
für das Grundstück erhalten wird.

Der Hinweis auf Art. 611 ZGB ist vor-
liegendenfalls nicht behelflich. Gestützt
auf Art. 611 ZGB wird der Nachlass in ein-
zelne, der Anzahl Erben entsprechende
Lose aufgeteilt und diese dann unter den
Erben mittels Ziehung der Lose zugewie-
sen. Somit kann der Nachlass real (d.h.
ohne Veräusserung der Nachlassgegen-
stände) aufgeteilt werden. Es versteht sich
von selbst, dass die gesetzlich vorgesehe-

nen Erbquoten durch das Losziehungs-
verfahren in der Erbteilung nicht verän-
dert werden sollen. Deshalb kann es in
diesem Losziehungsverfahren nicht zuläs-
sig sein, dass einer der Erben die Mög-
lichkeit hat, mehrere Lose zugewiesen zu
erhalten. Die Losziehung in der Erbteilung
kann deshalb für die «Grundstückver-
losung» nach Art. 68 BGBB nicht heran-
gezogen werden.

3. Die Änderung des Gesetzes

Es ist tröstlich, dass dieser Entscheid wohl
einzigartig bleiben wird. Der Gesetzgeber
selber hat festgestellt, dass die Festlegung
eines Höchstpreises bei einer Versteige-
rung diese Institution völlig zweckent-
fremdet und nicht im Interesse der be-
troffenen Parteien liegen kann. Im Zu-
sammenhang mit der Agrarreform 2002
wurde Art. 68 BGBB deshalb ersatzlos ge-
strichen. Nach Inkrafttreten der Änderun-
gen am 1.1.99 ist dieser Umstand in allen
Zwangsvollstreckungsverfahren zu beach-
ten und zwar auch in hängigen Verfah-
ren, bei welchen ein zulässiger Preis
von der BGBB-Bewilligungsbehörde be-
reits festgelegt worden ist. Unter Zwangs-
verwertung fallen sowohl die Zwangsver-
steigerung wie auch der Freihandverkauf
(Art. 143b SchKG). Es stellt sich somit die
Frage, ob bereits angesetzte Verwertun-
gen von landwirtschaftlichen Gewerben
und Grundstücken im Interesse der Erzie-
lung eines möglichst guten Verwertungs-
erlöses nicht generell auf einen Termin
nach dem 1.1.1999 zu verschieben seien.

Zudem ist auf eine weitere Bestimmung
des BGBB aufmerksam zu machen, wel-
che im Zusammenhang mit der Zwangs-
ver-wertung von Grundstücken geändert
wurde. Der Ausnahmekatalog von der
Pflicht zur Selbstbewirtschaftung wurde

erweitert. Neu kann auch der Gläubiger,
welcher ein Pfandrecht an einem land-
wirtschaftlichen Gewerbe oder Grund-
stück besitzt, sich auf einen wichtigen
Grund berufen, welcher eine Ausnahme
von der Selbsbewirtschaftungspflicht
rechtfertigt, sofern der Gläubiger beab-
sichtigt das Gewerbe oder Grundstück in
der Zwangsverwertung selber zu erwer-
ben (Art. 64 Abs. 1 Bst. g BGBB). Damit
soll in Zukunft insbesondere der kredit-
gebenden Bank die Möglichkeit geboten
werden, überschuldete Gewerbe oder
Grundstücke aufzukaufen, wenn anläss-
lich der Zwangsverwertung kein vernünf-
tiger Preis geboten wird. Mit dieser Be-
stimmung sollen Probleme verhindert
werden, wie sie sich in BGE 123 III 406
ergeben haben, als eine Bank von einem
Betreibungsamt von der Versteigerung
(bzw. Verlosung) eines landwirtschaftli-
chen Grundstückes ausgeschlossen wor-
den ist, weil diese von vornherein nicht als
Erwerberin des Grundstückes in Frage
komme. Das Bundesgericht hat diese Ver-
steigerung aufgehoben, weil die Frage ob
ein Bewilligungsgrund vorliege oder
nicht, in die Sachkompetenz der kantona-
len Aufsichtsbehör- den fällt. Das Betrei-
bungsamt war in diesem Fall nicht be-
rechtigt einen Teilnehmer an der Verstei-
gerung von vornherein vom Zuschlag
auszuschliessen.

Ist der Erwerb eines Grundstückes von
einer Bewilligung einer anderen Behörde
abhängig, so ist der Zuschlag unter der
resolutiven Bedingung zu erteilen, dass
die Bewilligung durch den Erwerber bin-
nen einer von der Konkursverwaltung zu
bestimmenden Frist nach der Versteige-
rung nachgereicht wird. Kann der Erstei-
gerer die Bewilligung nicht beibringen, so
ist der Zuschlag aufzuheben und es erfolgt
auf Kosten des vormaligen Ersteigerers ei-
ne neue Versteigerung.
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